Deutscher Bundestag Drucksache 21/9140

21. Wahlperiode 11.11.2026

Beschlussempfehlung und Bericht
des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 21/8409 —

Entwurf eines Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetzes

A. Problem

Eine schnelle und umfassende Aufwuchs- und Durchhaltefdhigkeit der Bundes-
wehr ist von grundlegender Bedeutung, um in Krise und Krieg langfristig beste-
hen und Deutschland und seine Verbiindeten erfolgreich verteidigen zu kénnen.
Dies bereits im Frieden entschlossen umzusetzen, ist ein zentraler Baustein der
Abschreckung. Deutschland hat sich verpflichtet, einen wesentlichen Beitrag zur
Verteidigungsfahigkeit der NATO und Europas zu leisten und tragt als grofite
Volkswirtschaft Europas eine besondere Verantwortung. Aufgrund der geografi-
schen Lage Deutschlands ist seine Rolle als logistische Drehscheibe bei Auf-
marsch und Versorgung von NATO-Streitkriften entscheidend fiir eine wirkungs-
volle Abschreckung und das erfolgreiche Gelingen der Biindnisverteidigung. Die
Abschreckungs- und Verteidigungsfahigkeit Deutschlands muss durch Starkung
seiner staatlichen Leistungsfihigkeit in allen Teilen der Gesamtverteidigung
schnell und mit hochster Prioritdt erreicht werden. Dies bedingt fiir den Bereich
der militdrischen Verteidigung den materiellen und personellen Aufwuchs der
Bundeswehr, fir den ein erheblicher Auf- und Ausbau der militidrischen und sons-
tigen verteidigungswichtigen Infrastruktur erforderlich ist.

B. Lésung

Zur Erreichung der genannten Ziele werden mit diesem Gesetz wichtige, gesetz-
liche Grundlagen fiir die Steigerung des Bauvolumens, eine beschleunigte Um-
setzung von Bauvorhaben der Bundeswehr sowie die ziigige Bildung einer strate-
gischen Liegenschaftsreserve einschlieBlich deren Betrieb geschaften.

Uber Ausnahmen zugunsten der Bundeswehr im Umwelt- und Naturschutzrecht
und die Anpassung der Regelungen im Schutzbereich- und Landbeschaffungsge-
setz wird die Sicherstellung der militdrischen Nutzung der Bundeswehrliegen-
schaften, deren Erweiterung sowie die Innutzungsnahme neuer Liegenschaften,
ein erleichterter Vollzug bei Eingriffen in die Natur und eine beschleunigte Um-
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setzung von Baumalinahmen erméglicht. Zudem wird iiber ein neu erlassenes Ge-
setz der Eigenvollzug bei der Umsetzung von Baumalnahmen deutlich gestérkt.

Gleichzeitig wird das iliberragende 6ffentliche Interesse an der Durchfithrung die-
ser Aufgaben festgeschrieben, so dass sichergestellt ist, dass den Belangen der
Bundeswehr regelméBig ein besonders hohes Gewicht zukommt, z.B. in Pla-
nungsabwigungsentscheidungen.

Mit einer erstinstanzlichen Zustdndigkeit des Bundesverwaltungsgerichts fiir aus-
gewihlte verwaltungsgerichtliche Verfahren soll eine spiirbare Beschleunigung
dieser Verfahren erreicht werden.

Annahme des Gesetzentwurfs in geinderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der
AfD.

C. Alternativen
Wurden nicht erortert.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch die Einfiihrung der erst- und letztinstanzlichen Zustandigkeit des Bundes-
verwaltungsgerichts fiir verwaltungsrechtliche Streitigkeiten in Bezug auf be-
stimmte militdrische Vorhaben entstehen voraussichtlich ab dem Haushaltsjahr
2028 zusitzliche jahrliche Personal- und Sachkosten in Hohe von ca. 206.690
Euro, die finanziell und stellenmiBig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden sol-
len.

Aufgrund der neuen Regelung im Soldatengesetz, kiinftig auch fiir nichtunter-
kunftspflichtige Soldatinnen und Soldaten amtliche Unterkiinfte bereitzustellen,
konnen sich die zu erwartenden Mehrausgaben durch die kiinftige Bereitstellung
von Gemeinschaftsunterkiinften insgesamt auf bis zu ca. 210 Millionen Euro fiir
die folgenden fiinf Jahre belaufen. Durch den personellen Aufwuchs wird die An-
zahl der nichtunterkunftspflichtigen Soldatinnen und Soldaten in den néchsten
fiinf Jahren bis zum Jahr 2030 jdhrlich um ca. 3 Tsd. auf insgesamt ca. 25 Tsd.
Soldatinnen und Soldaten rechnerisch anwachsen. Davon werden ca. 50 % der
Soldatinnen und Soldaten eine anerkannte, aber nicht im Sinne des § 10 Absatz 3
des Bundesumzugskostengesetzes beriicksichtigungsfahige Wohnung haben, mit
der Folge, dass sie keinen Anspruch auf Erstattung notwendiger Ubernachtungs-
kosten am Dienstort nach den besonderen Gesetzen zur Reise- und Umzugskos-
tenvergiitung haben und es so bei der Anmietung einer weiteren privaten Unter-
kunft zu einer finanziellen Doppelbelastung (zwei Mieten) kommen kann. Der
Erfiillungsaufwand lésst sich unter Beriicksichtigung einer entsprechenden An-
laufzeit fiir die Errichtung sowie einem linearen Zulauf der entsprechenden Sol-
datinnen und Soldaten wie folgt aufteilen:

2027 2028 2029 2030 2031
25 Mio. € 35 Mio. € 50 Mio. € 50 Mio. € 50 Mio. €

In Anbetracht der erheblichen Zunahme der Finanzbedarfe des Verteidigungsres-
sorts als Folge der gednderten sicherheitspolitischen Lage muss es dem Dienst-
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herrn gleichwohl vorbehalten sein, die Bereitstellung von Gemeinschaftsunter-
kiinften auf die jeweils bereits vorhandenen bundeswehreigenen Kapazitéiten zu
begrenzen. Die entsprechenden Finanzbedarfe werden im Rahmen des Plafonds
des jeweiligen Einzelplans gedeckt.

E. Erfiilllungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fir Blrgerinnen und Blirger

Durch das Gesetz entsteht kein Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger.

E.2 Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft
Fiir die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein Erfiillungsaufwand.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Es kommen keine Biirokratiekosten aus Informationspflichten hinzu.

E.3 Erflllungsaufwand der Verwaltung

Es entsteht auch kein zusétzlicher, wesentlicher Erfiillungsaufwand fiir den Bund.
Fiir die Lander ergibt sich ebenfalls kein wesentlicher Erfiillungsaufwand.

F. Weitere Kosten

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten fiir die Wirtschaft noch Kosten fiir
die sozialen Sicherungssysteme. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisni-
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlie3en,

den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/8409 mit folgenden MaBgaben, im Ubrigen
unverdndert anzunehmen:

1.

Artikel 3 wird durch den folgenden Artikel 3 ersetzt:

,Artikel 3
Anderung des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung

Das Gesetz iiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. Mérz 2021 (BGBI. I S. 540), das zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Oktober 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 304) ge-
andert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 1 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefiigt:

»(2a) Bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 17.1 oder 17.2 auf
Flachen, die Zwecken der Verteidigung dienen oder in einem Plan fiir
einen solchen Zweck ausgewiesen sind, sowie bei Vorhaben nach An-
lage 1 Nummer 19.3, die militdrischen Zwecken dienen, entscheidet,
wenn die Zulassung des Vorhabens bis zum 31. Dezember 2035 bean-
tragt wird, das Bundesministerium der Verteidigung oder eine von ihm
benannte Stelle, von der Durchfithrung einer Umweltvertrdglichkeits-
priifung abzusehen. Absatz 2 Satz 2 und 4 gilt entsprechend.*

2. § 2 Absatz 6 Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:

»3.  Beschliisse nach § 10 des Baugesetzbuchs tber die Aufstellung,
Anderung oder Ergéinzung von Bebauungsplinen,

a) die Planfeststellungsbeschliisse fir Vorhaben nach An-
lage 1 ersetzen oder

b) durch die die Zulédssigkeit von Vorhaben nach Anlage 1
Nummer 18.1 bis 18.9 begriindet werden soll, es sei denn,
im Landesrecht ist gemdB § 50 Absatz 3 dieses Gesetzes
Abweichendes geregelt.

3. § 50 wird durch den folgenden § 50 ersetzt:

»§ 50
Bauleitpléne

(1) Besteht fiir die Aufstellung, Anderung oder Ergéinzung eines
Bauleitplans nach diesem Gesetz eine Verpflichtung zur Durchfiithrung
einer Strategischen Umweltpriifung, wird hierfiir unbeschadet der
§§ 13 und 13a des Baugesetzbuchs eine Umweltpriifung einschlieBlich
der Uberwachung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durch-
geflihrt.
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(2) Fiir Bebauungsplédne nach § 2 Absatz 6 Nummer 3 wird die
Umweltvertrdglichkeitspriifung einschlieBlich der Vorpriifung nach
den §§ 1 und 2 Absatz 1 und 2 sowie nach den §§ 3 bis 13 im Aufstel-
lungsverfahren als Umweltpriifung sowie die Uberwachung nach den
Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgefiihrt. Eine nach diesem Ge-
setz vorgeschriebene Vorpriifung entfllt.

(3) Fiir Bebauungsplidne nach § 2 Absatz 6 Nummer 3 Buch-
stabe b konnen die Lander durch Landesgesetz bestimmen, dass die
Umweltvertraglichkeitspriifung fiir Vorhaben nach Anlage 1 Nummer
18.1 bis 18.9 abweichend von Absatz 2 im landesrechtlichen Zulas-
sungsverfahren durchgefiihrt wird. In diesem Fall entfillt insoweit die
Verpflichtung zur Durchfiihrung der Umweltvertriaglichkeitspriifung
im Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans.

(4) Bei Vorhaben innerhalb des Geltungsbereichs eines Bauleit-
plans, fiir den nach Absatz 1 eine Umweltpriifung nach den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuchs durchgefiihrt wurde, soll die Umweltvertrag-
lichkeitspriifung im nachfolgenden Zulassungsverfahren auf zusétzli-
che oder andere erhebliche Umweltauswirkungen des Vorhabens be-
schriankt werden.*

4. § 74 Absatz 4 wird gestrichen.
5. Anlage 1 Liste ,,UVP-pflichtige Vorhaben® wird wie folgt geéndert:

a) Nummer 18.5 wird durch die folgende Nummer 18.5 ersetzt:

Nr. Vorhaben Sp. 1 Sp. 2

,,18.5 Bau einer Industriezone, fiir den im bisherigen AuBienbereich im Sinne des
§ 35 des Baugesetzbuchs ein Bebauungsplan aufgestellt wird, mit einer zulds-
sigen Grundfliche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung
oder einer festgesetzten Grofie der Grundflidche von insgesamt

18.5.1 100 000 m? oder mehr, X

18.5.2 30 000 m? bis weniger als 100 000 m% A,

b) Nummer 18.7 wird durch die folgende Nummer 18.7 ersetzt:

Nr. Vorhaben Sp. 1 Sp.2

,,18.7 Bau von Wohn-, Gewerbe- und Geschiftsbauten oder Bauten fiir Sozial-, Bil-
dungs- oder Freizeiteinrichtungen einschlieSlich der dafiir vorgesehenen Inf-
rastruktur (Stddtebauprojekt), fiir den im bisherigen AufBenbereich im Sinne
des § 35 des Baugesetzbuchs ein Bebauungsplan aufgestellt wird, mit einer
zuldssigen Grundflache im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverord-
nung oder einer festgesetzten Grofe der Grundfliche von insgesamt

18.7.1 100 000 m? oder mehr, X

18.7.2 30 000 m? bis weniger als 100 000 m% A«
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2.

Artikel 8 wird durch den folgenden Artikel 8 ersetzt:

, Artikel 8
Anderung des Landbeschaffungsgesetzes

Das Landbeschaffungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 54-3, ver6ffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt
durch Artikel 190 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1328)
gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,und der Landschaftspflege*
durch die Angabe ,,, der Landschaftspflege und der energie-
politischen Zielsetzung™ ersetzt.

bb) Nach Satz 3 werden die folgenden Sitze eingefligt:

,Die Anhorung ist innerhalb von drei Monaten abzuschlie-
Ben. Die Frist beginnt mit dem Zugang des Schreibens, in
dem zur Einleitung des Anhdrungsverfahrens aufgefordert
wird. Teilt die Landesregierung innerhalb eines Monats nach
Zugang der Aufforderung mit, dass fiir die Beurteilung des
Vorhabens erforderliche Unterlagen, insbesondere der An-
gaben zur riumlichen Lage und Abgrenzung der betroffenen
Grundstiicke, zum Umfang der beabsichtigten Nutzung und
zu den beabsichtigten Nutzungsbeschriankungen, fehlen, so
beginnt die Frist erst mit deren Zugang. Nach Ablauf der
Frist wird vermutet, dass gegen die geplante Landbeschaf-
fung keine Einwénde bestehen. Die Anhodrungsfrist kann auf
Antrag der Landesregierung einmalig um bis zu drei Monate
verldngert werden. Werden keine Einwiande erhoben, gilt
das Anhorungsverfahren als abgeschlossen. Die Landesre-
gierung kann auf die Durchfiihrung einer Anhérung verzich-
ten, wenn es sich um nicht raumbedeutsame Verfahren oder
um freihdndige ErwerbsmafBinahmen handelt.“

b) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Alsdann bezeichnet das zustindige Bundesministe-
rium im Einvernehmen mit den beteiligten Bundesministerien die
Vorhaben, fiir die Grundstiicke nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes zu beschaffen sind, und sorgt in geeigneten Féllen fiir 6f-
fentliche Bekanntmachung. Will das zustéindige Bundesministe-
rium von der Stellungnahme der Landesregierung abweichen, so
unterrichtet es die betreffende Landesregierung vor seiner Ent-
scheidung. Mit der Bezeichnung ist der Bund fiir das Grundstiick
an entgegenstehende Plidne nicht gebunden, soweit dies erforder-
lich ist, um die Zwecke nach Absatz 1 zu erfiillen. Fiir die Zukunft
ist das Grundstiick der Planungshoheit der Gemeinden und Ge-
meindeverbiande entzogen. Mit der Aufgabe der militdrischen
Nutzung entfallen die Beschrankungen nach den Sitzen 3 und 4.
Die Aufgabe der militdrischen Nutzung ist der betroffenen Ge-
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meinde, der Landesregierung und der zustindigen Landespla-
nungsbehorde unverziiglich mitzuteilen.*

Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefligt:

,»(4) Befindet sich das Grundstiick, das fiir Zwecke der Ver-
teidigung beschafft werden soll, bereits im Eigentum des Bundes,
so erfolgt die Widmung fiir Zwecke der Verteidigung durch die
Bezeichnung nach Absatz 3. Das Anhorungsverfahren nach Ab-
satz 2 entfillt, wenn es sich um ein ehemals militérisch genutztes
Grundstiick handelt, das bislang keiner zivilen Nutzung zugefiihrt
wurde, fiir das kein Verfahren zur Aufstellung, Anderung oder
Ergdnzung eines Bauleitplans eingeleitet oder abgeschlossen
worden ist und bei dem die militarische Nutzung vor nicht linger
als zehn Jahren formal aufgegeben worden ist. Liegen die Voraus-
setzungen des Satzes 2 nicht vor, ist die Anhorung innerhalb eines
Monats abzuschlieBen; im Ubrigen gilt Absatz 2 entsprechend.

2. In § 8 wird die Angabe ,,Bundesminister* durch die Angabe ,,Bundes-
ministerium® ersetzt.

3. In § 11 Absatz 1 wird die Angabe ,der zustindige Bundesminister*
durch die Angabe ,,das zustéindige Bundesministerium® ersetzt.

4. In§ 69 Absatz 2 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe
,,Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat* durch die An-
gabe ,,Bundesministerium des Innern” und die Angaben ,,Bundesmi-
nisterium fiir Erndhrung und Landwirtschaft™ durch die Angabe ,,Bun-
desministerium flir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat® ersetzt.

5. § 72 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz 1 wird die Angabe ,,der zustindige Bundesminister oder
die von ihm bestimmte Bundesbehorde* durch die Angabe ,,das
zustdndige Bundesministerium oder die von diesem bestimmte
Bundesbehorde* ersetzt.

In Satz 3 wird die Angabe ,,Der zustdndige Bundesminister oder
die von ihm bestimmte Bundesbehdrde* durch die Angabe ,,Das
zustindige Bundesministerium oder die von diesem bestimmte
Bundesbehorde* ersetzt.

Berlin, den 11. November 2026

Der Verteidigungsausschuss

Thomas Rowekamp

Vorsitzender
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Dr. Marlon Brohr Kurt Kleinschmidt Bettina Lugk

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin

Agnieszka Brugger Desiree Becker

Berichterstatterin

Berichterstatterin



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -9 Drucksache 21/9140

Bericht der Abgeordneten Dr. Marlon Brohr, Kurt Kleinschmidt, Bettina Lugk,
Agnieszka Brugger und Desiree Becker

A. Allgemeiner Teil

. Uberweisung

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/8409 in seiner 102. Sitzung am 15. Oktober
2026 dem Verteidigungsausschuss zur federfithrenden Beratung sowie dem Ausschuss fiir Recht und Verbrau-
cherschutz, dem Haushaltsausschuss, dem Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie, dem Verkehrsausschuss, dem
Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit, dem Ausschuss fiir Wohnen, Stadt-
entwicklung, Bauwesen und Kommunen zur Mitberatung iiberwiesen. Der Haushaltsausschuss wurde zudem
gem. § 96 GO-BT beteiligt. Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung und Zukunftsfragen hat
sich gutachtlich beteiligt.

Il. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Dieses Gesetz soll die Beschleunigung von infrastrukturellen Verfahren fiir Zwecke der Verteidigung unterstiit-
zen, indem es klare Fristenregelungen im Bundeswaldgesetz, im Landbeschaffungsgesetz und Schutzbereichge-
setz einfiihrt und damit Rechtssicherheit schafft. Auch sollen Unklarheiten wie im Bundesleistungsgesetz, Land-
beschaffungsgesetz und Schutzbereichgesetz in bereits bestehenden Regelungen beseitigt werden, um die vorhan-
denen Prozesse rechtssicher zu gestalten.

Entscheidend ist, dass alle zur Verfligung stehenden Ressourcen fiir den Infrastrukturaufbau der Bundeswehr ge-
nutzt werden konnen und dass neben den in Organleihe fiir den Bund tdtigen Landern auch die Bundeswehr selber
Bauaufgaben ausfiihrt. Dies auch mit Blick auf den Aufbau von Eigenvollzugskompetenzen im Geschéftsbereich
des Bundesministeriums der Verteidigung fiir Krisen- und Kriegsszenarien.

Mit der Einfithrung neuer Regelungen im Rahmen eines eigenen Gesetzes werden die Grundlagen fiir die be-
schleunigte Durchfithrung von Infrastrukturverfahren der Bundeswehr geschaffen sowie die Beriicksichtigung des
iiberragenden offentlichen Interesses an dem verfassungsrechtlichen Auftrag der Landes- und Biindnisverteidi-
gung der Streitkréifte adressiert. Es werden Ausnahmeregelungen im Liegenschafts- und Umweltrecht sowie beim
Schutz und der Widmung militdrischer Flachen eingefiihrt bzw. ergénzt und konkretisiert. Hierdurch soll die Ein-
satzbereitschaft der Streitkréfte gestdrkt und die Fokussierung auf die Landes- und Biindnisverteidigung unter-
stiitzt werden.

Im Hinblick auf den immensen Infrastrukturbedarf und unter Beriicksichtigung der vorhandenen Kapazititen fiir
die Erledigung der Bauaufgaben in den Bauverwaltungen des Bundes und der Lénder ist es erforderlich, die bis-
herigen Prozesse und Verfahren an die aktuellen Gegebenheiten anzupassen und entsprechend flexibler zu gestal-
ten. Die Moglichkeiten und Wege, die zur Erledigung von Bauaufgaben genutzt werden kdnnen, miissen ausge-
schopft und erweitert werden. Dazu wird die Option aufgezeigt, dass die (anteilige) Erledigung von Bauaufgaben
durch die Bundeswehrverwaltung selbst oder durch von ihr beauftragte Dritte wahrgenommen oder im Einzelfall
durch dafiir gegriindete Unternehmen erfolgen kann. Dies gilt im Hinblick auf eine resiliente Ausgestaltung der
Bundeswehrliegenschaften auch fiir den Betrieb militérischer Infrastruktur.

lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschiisse

Der Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 21/8409
in seiner 59. Sitzung am 11. November 2026 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und
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SPD gegen die Stimmen der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und die Linke bei Enthaltung der Fraktion
der AfD die Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung empfohlen.

Zuvor wurde der Anderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 21(12)552 mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Die Linke angenommen.

Die von der AfD-Fraktion eingebrachten Anderungsantriige auf Ausschussdrucksache 21(12)547(neu) wurden
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und Die Linke abgelehnt.

Ebenso wurde der EntschlieBungsantrag der AfD-Fraktion auf Ausschussdrucksache 21(12)548(neu) mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD abgelehnt.

Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 21/8409 in seiner 54. Sitzung am 11.
November 2026 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der
Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der AfD die Annahme des
Gesetzentwurfs in geénderter Fassung empfohlen. Zudem hat er einen Bericht nach § 96 GO-BT abgegeben.

Der Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie hat den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 21/8409 in seiner
59. Sitzung am 11. November 2026 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen
die Stimmen der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der AfD
die Annahme des Gesetzentwurfs in geénderter Fassung empfohlen.

Zuvor wurde der Anderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 21(12)552 mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Die Linke angenommen.

Die von der AfD-Fraktion eingebrachten Anderungsantriige auf Ausschussdrucksache 21(12)547(neu) wurden
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD abgelehnt.

Ebenso wurde der EntschlieBungsantrag der AfD-Fraktion auf Ausschussdrucksache 21(12)548(neu) mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD abgelehnt.

Der Verkehrsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 21/8409 in seiner 42. Sitzung am 11.
November 2026 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der
Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der AfD die Annahme des
Gesetzentwurfs in geénderter Fassung empfohlen.

Zuvor wurde der Anderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 21(12)552 mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und Die Linke angenommen.

Die von der AfD-Fraktion eingebrachten Anderungsantriige auf Ausschussdrucksache 21(12)547(neu) wurden
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD abgelehnt.

Ebenso wurde der EntschlieBungsantrag der AfD-Fraktion auf Ausschussdrucksache 21(12)548(neu) mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD abgelehnt.

Der Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit hat den Gesetzentwurf auf
Bundestagsdrucksache 21/8409 in seiner 49. Sitzung am 11. November 2026 beraten und mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die
Linke bei Enthaltung der Fraktion der AfD die Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung empfohlen.

Zuvor wurde der Anderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 21(12)552 mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und Die Linke angenommen.
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Die von der AfD-Fraktion eingebrachten Anderungsantréi.ge auf Ausschussdrucksache 21(12)547(neu) wurden
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD abgelehnt.

Ebenso wurde der EntschlieBungsantrag der AfD-Fraktion auf Ausschussdrucksache 21(12)548(neu) mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD abgelehnt.

Der Ausschuss fiir Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen hat den Gesetzentwurf auf Bun-
destagsdrucksache 21/8409 in seiner 35. Sitzung am 11. November 2026 beraten und mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke
bei Enthaltung der Fraktion der AfD die Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung empfohlen.

Zuvor wurde der Anderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 21(12)552 mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und Die Linke angenommen.

Die von der AfD-Fraktion eingebrachten Anderungsantriige auf Ausschussdrucksache 21(12)547(neu) wurden
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD abgelehnt.

Ebenso wurde der EntschlieBungsantrag der AfD-Fraktion auf Ausschussdrucksache 21(12)548(neu) mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD abgelehnt.

Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung und Zukunftsfragen hat sich am 7. Oktober 2026
gutachtlich mit dem Gesetzentwurf befasst und festgestellt, dass die Ausfithrungen der Bundesregierung im Rah-
men der Nachhaltigkeitspriifung nicht zu beanstanden seien. Eine Priifbitte sei daher nicht erforderlich.

IV. Offentliche Anhérung

Der Verteidigungsausschuss hat in seiner 38. Sitzung am 2. November 2026 eine 6ffentliche Anhérung zum Ge-
setzentwurf durchgefiihrt. Folgende Sachverstéindige haben teilgenommen:

- Herr MDg Daniel Oden, Bayerisches Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr
- Herr Oberst André Wiistner, Deutscher BundeswehrVerband e.V.

- Herr Kay Trottnow, Bauministerkonferenz

- Frau Ursula Philipp-Gerlach, Rechtsanwiéltin

- Herr Martin Kaiser, Greenpeace e.V.

Hinsichtlich des Ergebnisses der Anhorung wird auf das Protokoll der 38. Sitzung vom 2. November 2026 mit
den dort anliegenden Stellungnahmen der Sachverstéindigen verwiesen.

V. Petitionen

Im Zusammenhang mit der Bundestagsdrucksache 21/8409 lag dem Ausschuss eine Petition auf dem Zeichen Pet
4-21-14-59103-026113 vor, zu dem der Petitionsausschuss eine Stellungnahme nach § 109 Absatz 1 Satz 2 GO-
BT angefordert hat. Die Petition wurde in den Beratungsverlauf einbezogen.

VI. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfiihrenden Ausschuss

Der Verteidigungsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/8409 in seiner 41. Sitzung am 11. No-
vember 2026 abschlieBend beraten und empfiehlt die Annahme des Gesetzentwurfs in der aus der Beschlussemp-



Drucksache 21/9140 —-12 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

fehlung ersichtlichen Fassung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der
Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der AfD.

1. Anderungsantriige und EntschlieBungsantrag

Die Anderungen beruhen auf einem Anderungsantrag auf Ausschussdrucksache 21(12)552, den die Fraktionen
CDU/CSU und SPD in den Verteidigungsausschuss eingebracht haben und der mit den Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke

angenommen wurde.

Zuvor hat der Verteidigungsausschuss sechs Anderungsantriige der AfD-Fraktion auf Ausschussdrucksache
21(12)547(neu) mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die
Linke gegen die Stimmen der Fraktion der AfD abgelehnt. Die Anderungsantriige haben einschlieBlich der Be-
griindung folgenden Wortlaut:

a) 1. Anderungsantrag:

Der Verteidigungsausschuss moge beschliefen:

Der Gesetzentwurf wird wie folgt gedindert:

In Artikel 1 § 2 Absatz 1 werden nach Satz 2 die folgenden Sitze eingefiigt:

., Abweichend von Satz 2 iibernehmen die Bundeswehrverwaltung oder ein Unternehmen nach Absatz 2 folgende
Bauaufgaben:

1. Baumafnahmen mit voraussichtlichen Gesamtkosten von mehr als 100 Millionen Euro,
2. die Errichtung und Erweiterung von Anlagen zur Lagerung von Munition und Explosivstoffen,

3. die Errichtung von Unterkunfisgebduden nach einem vom Bundesministerium der Verteidigung fest-
gelegten Typenentwurf.

Ein Land kann eine Bauaufgabe nach Satz 3 nur mit Zustimmung des Bundes-ministeriums der Verteidigung
tibernehmen. Satz 3 gilt fiir Bauaufgaben, deren Planung nach dem Tag des Inkrafitretens dieses Gesetzes nach
Artikel 12 beginnt. “

Begriindung:

Nach Artikel 1 § 2 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs kann die Bundeswehrverwaltung Bauaufgaben nur erledi-
gen, ,,sofern nicht ein Land die Bauaufgabe nach einem zuvor vereinbarten Verfahren iibernimmt*. Nach der
Begriindung bleiben die Ldnder der wichtigste Partner und tragen weiterhin die Hauptlast (Drucksache 21/8409,
S. 23). Der Bitte des Bundesrates, klarzustellen, welche Bauaufgaben der Bund kiinftig selbst tibernimmt, ist die
Bundesregierung nicht gefolgt (GegendufSerung zu Nummer 1 Buchstabe a der Stellungnahme des Bundesrates,
S. 48). Der Engpass liegt in der Kapazitit der Bauverwaltungen. Nach dem Jahresbericht 2024 der Wehrbeauf-
tragten

iibersteigen die geplanten Vorhaben die Kapazititen der Bauverwaltungen ,,im Schnitt um das Dreifache
(Drucksache 20/15060). Der vorliegende Anderungsantrag legt deshalb drei Gruppen von Bauaufgaben fest, die
der Bund selbst erledigt: Grofiprojekte, Anlagen zur Lagerung von Munition und Explosivstoffen sowie Unter-
kiinfte in Typen-bauweise. Alle iibrigen Bauaufgaben bleiben bei den Lindern. Ein Land kann eine dieser Aufga-
ben im Einzelfall mit Zustimmung des Bundesministeriums der Verteidigung iibernehmen. Nach Artikel 87b Ab-
satz 1 Satz 3 des Grundgesetzes konnen der Bundeswehrverwaltung Aufgaben des Bauwesens durch Bundesge-
setz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, iibertragen werden. Der Gesetzentwurfist zustimmungsbediirf-
tig. Die Ubergangsregelung in Satz 5 verhindert einen Wechsel der Zustindigkeit in laufenden Planungen.

b) 2. Anderungsantrag:

Der Verteidigungsausschuss moge beschlief3en:

Der Gesetzentwurf wird wie folgt gedindert:

In Artikel 1 wird nach § 5 der folgende § 6 eingefiigt:
.,§ 6 Bericht und Evaluierung
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(1) Das Bundesministerium der Verteidigung berichtet dem Deutschen Bundestag jihrlich, erstmals zum 30. Juni
2027, iiber die Umsetzung dieses Gesetzes. Der Bericht enthdlt insbesondere

1. die durchschnittliche Dauer von Baumafinahmen von der Bedarfsanmeldung bis zur Ubergabe an die
Nutzer, getrennt nach Lindern sowie nach Evledigung durch die Liander und Erledigung durch den Bund
nach § 2,

2. das jihrliche Bauvolumen und den Mittelabfluss,

3. die Zahl der besetzten und unbesetzten Stellen in den mit Bauaufgaben der Bundeswehr befassten
Verwaltungen des Bundes und der Linder,

4. die Zahl der Bauaufgaben, die nach § 2 vom Bund selbst erledigt werden, und

5. die Zahl der Anwendungsfiille von § 1 Absatz 2a des Gesetzes tiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung
und von § 15 Absatz 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, die Dauer der Anhérungen nach § 1 Absatz 3 des
Schutzbereichgesetzes und nach § 1 Absatz 2 des Landbeschaffungsgesetzes sowie Zahl und Dauer der
Verfahren nach § 3 Absatz 2.

(2) Angaben, die der Geheimhaltung unterliegen, werden in einer gesonderten eingestuften Anlage iibermittelt.

(3) Die Bundesregierung evaluiert dieses Gesetz und die Anderungen durch die Artikel 2 bis 11 des Bundeswehr-
Infrastrukturbeschleunigungsgesetzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] bis
zum 31. Dezember 2029 unter Beteiligung externen Sachverstands und legt dem Deutschen Bundestag das Er-
gebnis vor. *

Begriindung:

Nach der Begriindung des Gesetzentwurfs ist eine Evaluierung nicht vorgesehen (Drucksache 21/8409, S. 22),
obwohl mehrere Regelungen bis zum 31. Dezember 2035 befristet sind (zum Beispiel Artikel 2, S. 9). Ohne be-
lastbare Daten kann der Deutsche Bundestag nicht beurteilen, ob das Gesetz die Verfahren beschleunigt und
welche Regelungen verlingert, gedndert oder aufgehoben werden sollen. Die geforderten Daten sind erhebbar.
Fiir die Begriindung des Gesetzentwurfs wurde die Dauer der Anhorungsverfahren zu Schutzbereichsanordnun-
gen und der Landbeschaffungsverfahren bereits ausgewertet (S. 31 und 33). Der erste Bericht zum 30. Juni 2027
fallt mit der Frist zusammen, bis zu der die Bundesregierung nach § 6 Absatz 2 Satz 2 des Bundeswehrbeschaf-
fungsbeschleunigungsgesetzes Gesetzes- und Verordnungsvorschldge fiir weitere Ausnahmen zugunsten der Bun-
deswehr vorlegt. Die Evaluierung bis zum 31. Dezember 2029 liisst vor dem Auslaufen der Befristungen Zeit fiir
Korrekturen. Absatz 2 stellt sicher, dass schutzbediirftige Angaben nicht offen iibermittelt werden.

3. Anderungsantrag:

Der Verteidigungsausschuss moge beschliefen:
Der Gesetzentwurf wird wie folgt gedindert:

In Artikel 5 wird § 30 Absatz 7 wie folgt gedndert:

1. In Satz 1 wird die Angabe ,, kann eine notwendige amtliche Unterkunft bereitgestellt werden* durch die Angabe
., ist soll eine notwendige amtliche Unterkunfi bereitgestellt werden* ersetzt. Ist das nicht méglich, ist ein Miet-
kostenzuschuss zu zahlen.

2. Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

., Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 kann der Dienstherr die Bereitstellung amtlicher Unterkiinfte
auf vorhandene freie Kapazititen begrenzen.

3. Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:

,,Das Bundesministerium der Verteidigung berichtet dem Deutschen Bundestag jihrlich, erstmals zum
30. Juni 2027, iiber die Zahl der Soldaten nach Satz 1, die Zahl der ihnen bereitgestellten amtlichen
Unterkiinfte und den Stand der Planungen zur Bereitstellung bis zum 31. Dezember 2030.

Begriindung:
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Nach Artikel 5 des Gesetzentwurfs kann Soldaten mit einer Wohnung im Sinne des § 10 Absatz 3 des Bundesum-
zugskostengesetzes eine amtliche Unterkunft bereitgestellt werden, der Dienstherr kann die Bereitstellung ohne
zeitliche Grenze auf vorhandene freie Kapazititen begrenzen (Drucksache 21/8409, S. 10). Nach dem Vorblatt
wdchst die Zahl der nichtunterkunfispflichtigen Soldaten bis zum Jahr 2030 rechnerisch auf ca. 25 000. Etwa die
Hiilfte von ihnen hat keinen Anspruch auf Erstattung notwendiger

Ubernachtungskosten am Dienstort, sodass es zu einer finanziellen Doppelbelastung durch zwei Mieten kommen
kann (S. 2). Der Gesetzentwurf begriindet die Neuregelung selbst mit der Attraktivitdt des Dienstes (S. 2). Eine
verldissliche Unterbringung am Dienstort ist fiir den personellen Aufwuchs der Bundeswehr von erheblicher Be-
deutung. Der Anderungsantrag macht aus der Kann-Regelung eine Pflicht. Fiir den Aufbau der erforderlichen
Unterkiinfte bleibt der Kapazitdtsvorbehalt bis zum 31. Dezember 2030 erhalten. Die jihrliche Berichtspflicht
macht den Fortschritt fiir den Deutschen Bundestag nachpriifbar. Das Vorblatt beziffert die Mehrausgaben unter
Kapazitdtsvorbehalt auf bis zu ca. 210 Millionen Euro fiir die Jahre 2027 bis 2031 (S. 2 f.).

4. Anderungsantrag:
Der Verteidigungsausschuss mége beschlieflen:
Der Gesetzentwurf wird wie folgt gedndert:

1. In Artikel 1 § 3 Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe ,, Genehmigungen nach § 3 Absatz 1 Satz 5 durch die
Angabe ,, Untersagungen und Bedingungen nach § 3 Absatz I Satz 5 ersetzt.

2. Artikel 7 wird wie folgt gedindert:
a) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

2. § 2 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt: ,(4) Die zustindige Behérde hat
mindestens alle fiinf Jahre von Amts wegen zu priifen, ob die Voraussetzungen der Anordnung
noch vorliegen. Wird die Anordnung nicht aufgehoben, so ist die Entscheidung dariiber zu be-
griinden und den Beteiligten bekanntzugeben, die Bekanntgabe kann in ortsiiblicher Weise of-
fentlich erfolgen.

b) Nummer 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In § 3 Absatz 1 wird Satz 5 durch die folgenden Sitze ersetzt:

,,Bedarf das Vorhaben keiner Zulassung durch eine Behorde, so hat der Vorhabentrd-
ger es der Schutzbereichbehdrde vor Beginn der Ausfiihrung anzuzeigen, mit der Aus-
fiihrung darf begonnen werden, wenn die Schutzbereichbehérde das Vorhaben nicht
innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige untersagt oder von Bedingungen ab-
héiingig macht. Die Schutzbereichbehérde macht die Lage und die Grenzen des Schutz-
bereichs in einer Weise bekannt, die den fiir die Zulassung von Vorhaben zustindigen
Behorden, den Gemeinden und den Vorhabentrdgern die Feststellung der Betroffenheit
ermoglicht.

bb) In § 3 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,der Genehmigung “ durch die Angabe ,,der Anzeige
ersetzt.

cc) In § 3 Absatz 3 wird die Angabe ,, Genehmigungspflicht“ durch die Angabe ,, Anzeigepflicht
ersetzt.

Begriindung:

Zu Nummer 1: Folgednderung. Die Zustindigkeit des Bundesverwaltungsgerichts erfasst an Stelle der bisherigen
Genehmigungen die Entscheidungen der Schutzbereichbehdrde nach dem neuen § 3 Absatz 1 Satz 5 des Schutz-
bereichgesetzes.

Zu Nummer 2 Buchstabe a: Nach geltendem Recht hat die zustindige Behdrde mindestens alle fiinf Jahre zu
priifen, ob die Voraussetzungen einer Schutzbereichsanordnung noch vorliegen. Wird die Anordnung nicht auf-
gehoben, ist dies zu begriinden und den Beteiligten bekanntzugeben (§ 2 Absatz 4 des Schutzbereichgesetzes). Der
Gesetzentwurf streicht diese Pflicht ersatzlos (Artikel 7 Nummer 2). Schutzbereiche wirken als dauerhafte Nut-
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zungsbeschrinkung auf fremdem Eigentum (Stellungnahme des Bundesrates, Nummer 7, Drucksache 21/8409, S.
42). Nach der Begriindung des Gesetzentwurfs iiberpriift die Schutzbereichbehérde die Schutzbereiche ohnehin
in einem einjihrigen Turnus (S. 32). Die gesetzliche Pflicht verursacht daher kaum zusdtzlichen Aufwand und
sichert die Rechte der Eigentiimer. Gegeniiber dem geltenden Recht entfillt die erneute Beteiligung der Landes-
regierung nach § 1 Absatz 3, und die Bekanntgabe kann dffentlich erfolgen. Das vereinfacht das Verfahren.

Zu Nummer 2 Buchstabe b: Der Wortlaut der neuen Sdtze 5 und 6 entspricht dem Vorschlag des Bundesrates
(Nummer 8, S. 42 f.). Vorhaben, die keiner behérdlichen Zulassung bediirfen, sind der Schutzbereichbehérde
anzuzeigen. Sie kann das Vorhaben innerhalb eines Monats untersagen oder von Bedingungen abhdngig machen.
Die Kontrolle durch die Schutzbereichbehorde bleibt damit vollstindig erhalten. Eigentiimer miissen fiir kleine
Vorhaben jedoch kein eigenes Genehmigungsverfahren durchlaufen. Die Anderungen in § 3 Absatz 2 Satz 1 und
Absatz 3 sind Folgednderungen, die Moglichkeit genereller Befreiungen, auf die die Bundesregierung verweist
(Gegendufserung zu Nummer 8, S. 49), bleibt fiir die Anzeigepflicht erhalten.

5. Anderungsantrag:

Der Verteidigungsausschuss moge beschliefen:

Der Gesetzentwurf wird wie folgt gedndert:

Artikel 6 Nummer 10 wird durch die folgende Nummer 10 ersetzt:
, 10. § 70 wird wie folgt gedindert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch die folgenden Siitze ersetzt: , Offentliche Verkehrswege diirfen nur
im Benehmen mit den zustindigen Behdrden ganz oder teilweise fiir den offentlichen Verkehr
gesperrt werden. Die erforderlichen verkehrsrechtlichen Anordnungen treffen die zustindigen
Behorden; die Ausfiihrung richtet sich nach Absatz 1a. Die Sperrung ist zeitlich zu befristen. *

b) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefiigt: ,(la) Abweichend von § 5b Absatz 1
des Strafienverkehrsgesetzes trdgt der Bund die Kosten der Verkehrszeichen und Verkehrsein-
richtungen, die fiir die Sperrung dffentlicher Verkehrswege fiir Mandver oder andere Ubungen
und fiir die dadurch erforderlichen Umleitungen angeordnet werden. Die Truppen beschaffen
die Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen, bringen sie an und entfernen sie nach den An-
ordnungen der zustindigen Behdrden selbst oder durch von ihnen beauftragte Dritte; § 45 Ab-
satz 6 der Straflenverkehrs-Ordnung gilt entsprechend. Ubernimmt eine zustindige Behérde
oder der Trdger der Strafienbaulast diese Aufgabe, erstattet der Bund die notwendigen Sachkos-
ten und die Auslagen fiir Leistungen Dritter gegen Rechnung an die vom Bundesministerium der
Verteidigung bestimmte Stelle. Das Bundesministerium der Verteidigung kann im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium fiir Verkehr durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates Pauschalsdtze festlegen, die ohne Einzelnachweis gezahlt werden. Anspriiche nach § 77
bleiben unberiihrt. **

Begriindung:

Nach Artikel 6 Nummer 10 des Gesetzentwurfs diirfen dffentliche Verkehrswege fiir Manéver und Ubungen kiinftig
im Benehmen mit den zustindigen Behorden gesperrt werden; die erforderlichen MafSnahmen treffen die zustdn-
digen Behorden (Drucksache 21/8409, S. 11). Zugleich entfillt die bisherige zeitliche Grenze fiir Manover (Artikel
6 Nummer 9). Eine Regelung tiber die Kosten der Sperrungen enthdlt das Bundesleistungsgesetz nicht. Die Kosten
der Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen trdgt nach § 5b Absatz 1 des Strafienverkehrsgesetzes der Triger
der Strafienbaulast. Der Bundesrat hat eine Erstattung der zusdtzlichen Kosten der Linder und Kommunen durch
den Bund vorgeschlagen (Nummer 5, S. 41 f.). Die Bundesregierung lehnt dies ab, weil die bisherige Rechtslage
keine Kostenerstattungspflicht vorsehe (Gegendufierung, S. 48 f.).

Der Anderungsantrag setzt das Veranlasserprinzip um, ohne ein neues Antragsverfahren einzufiihren. Er iiber-
trégt eine bewdhrte Regel des Strafienverkehrsrechts auf die Streitkrdfte: Bei Arbeiten auf der Strafie tragen die
Unternehmer die Kosten der dafiir erforderlichen Verkehrszeichen (§ 5b Absatz 2 Buchstabe d des Straflenver-
kehrsgesetzes), holen die Anordnungen der Behdrde ein und setzen sie selbst um (§ 45 Absatz 6 der Straflenver-
kehrs-Ordnung). Bei Léindern und Kommunen entstehen damit im Regelfall keine Sachkosten. Nur wenn eine
Behorde die Aufgabe selbst iibernimmt, erstattet der Bund die Sachkosten gegen Rechnung. Pauschalsdtze kénnen
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festgelegt werden, sobald Erfahrungswerte vorliegen. Personal- und Verwaltungskosten der Behdrden werden
nicht erstattet (Artikel 104a Absatz 5 Satz 1 des Grundgesetzes).

Absatz la kniipft nicht an das Benehmen an. Ev gilt deshalb auch, wenn § 70 Absatz 1 Satz 2 nach § 83 des
Bundesleistungsgesetzes keine Anwendung findet. Ersatzanspriiche fiir Schiden nach § 77 bleiben unberiihrt.
Buchstabe a iibernimmt den Wortlaut des Gesetzentwurfs mit einer Klarstellung im zweiten Satz: Die zustindigen
Behorden treffen die verkehrsrechtlichen Anordnungen; wer die Verkehrszeichen aufstellt und wer die Kosten
trégt, regelt Absatz 1a. Damit bleibt die Entscheidung iiber Sperrung und Umleitung bei den Behorden, ohne dass
der Satz der Ausfiihrung durch die Truppen widerspricht.

6. Anderungsantrag:

Der Verteidigungsausschuss moge beschliefen:

Der Gesetzentwurf wird wie folgt gedindert:

In Artikel 1 § 4 wird nach Satz 1 der folgende Satz eingefiigt:

,Satz 1 gilt nicht fiir militdrisch genutzte Einrvichtungen und Anlagen aufierhalb militdrischer Liegen-
schaften und Parkpldtze, soweit diese Anlagen nicht unmittelbar dem militérischen Dienst-, Ausbildungs-
oder Ubungsbetrieb dienen; Unterkiinfte fiir Soldaten bleiben erfasst. *

Begriindung:

Nach Artikel 1 § 4 Satz 1 des Gesetzentwurfs liegen Bau und Betrieb aller Anlagen fiir Zwecke der Bundeswehr
oder der verbiindeten Streitkrdfte im iiberragenden offentlichen Interesse. Die Bundesregierung will damit alle
Gebdude der Bundeswehr erfassen, ,, beispielsweise auch Sportstiitten und Parkplitze “ (Gegenduflerung zu Num-
mer 2, Drucksache 21/8409, S. 48). Der Bundesrat hdlt generelle Ausnahmen und Privilegierungen fiir zivile oder
nicht verteidigungsrelevante Vorhaben weder unionsrechtlich noch verfassungsrechtlich fiir zuldssig und sieht
die Planungshoheit der Gemeinden nach Artikel 28 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes zu stark eingeschrdnkt
(Nummer 2, S. 40). Hielte ein Gericht diese Ausdehnung fiir unzuldssig, wdre die Vorrangregel insgesamt gefihr-
det. Der Anderungsantrag nimmt deshalb nur die strittigen zivilen Nebenanlagen aus, die der Bundesrat beispiel-
haft nennt, und sichert den militirischen Kern ab. Unterkiinfte fiir Soldaten bleiben ausdriicklich erfasst. Anders
als nach dem Vorschlag des Bundesrates bleibt der Wortlaut des Satzes 1 unverdndert.

Dariiber hinaus hat der Verteidigungsausschuss einen EntschlieBungsantrag der AfD-Fraktion auf Ausschuss-
drucksache 21(12)548(neu) mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Die Linke gegen die Stimmen der Fraktion der AfD abgelehnt. Der EntschlieBungsantrag hat einschlielich
der Begriindung folgenden Wortlaut:

1. Der Verteidigungsausschuss moge beschlieflen:

1. Der Bedarf an zusdtzlicher Infrastruktur der Bundeswehr iibersteigt die Kapazitdt der Bauverwaltun-
gen deutlich. Der Gesamtbedarf wird auf iiber 67 Milliarden Euro beziffert; das investive Bauvolumen
lag im Jahr 2024 bei rund 1,6 Milliarden Euro. Die Bundesregierung nannte in der ersten Beratung einen
Investitionsbedarfvon rund 100 Milliarden Euro bis in die 2040er-Jahre (Plenarprotokoll 21/102). Nach
dem Jahresbericht 2024 der Wehrbeaufiragten iibersteigen die geplanten Vorhaben die Kapazitdten der
Bauverwaltungen im Schnitt um das Dreifache.

2. Nach Artikel 1 § 2 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs kann die Bundeswehrverwaltung Bauaufgaben
nur erledigen, sofern nicht ein Land die Bauaufgabe nach einem zuvor vereinbarten Verfahren iiber-
nimmt. Die Bundesregierung lehnt es ab, im Gesetz festzulegen, welche Bauaufgaben der Bund kiinftig

selbst tibernimmt (Drucksache 21/8409, S. 48).

3. Nach Artikel 87b Absatz 1 Satz 3 des Grundgesetzes kénnen der Bundeswehrverwaltung Aufgaben des
Bauwesens durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, iibertragen werden.

1I. Der Verteidigungsausschuss fordert die Bundesregierung auf:

1. bis zum 30. Juni 2027 ein Konzept fiir eine Bundeswehr-Bauagentur als Bundesoberbehorde im Ge-
schdfisbereich des Bundesministeriums der Verteidigung vorzulegen, die in einer ersten Stufe Grofspro-
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Jekte, Anlagen zur Lagerung von Munition und Explosivstoffen sowie Unterkiinfte in Typenbauweise
tibernimmt und deren Aufgaben bis zum Jahr 2029 iiberpriift und gegebenenfalls erweitert werden;

2. in dem Konzept Stellenplan, Personalgewinnung, unter anderem durch Zulagen, Studienplitze fiir
Bauingenieure und einen freiwilligen Wechsel von Landespersonal nach dem Vorbild der Reform der
Bundesautobahnverwaltung, sowie Zeitplan und Kosten darzulegen;

3. die Rolle der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben als Eigentiimerin militdrischer Liegenschaften
und die Biindelung der Bauherrenfunktion im Sinne dieses Antrages anzupassen,

4. iiber die Bauministerkonferenz bei den Léindern Typengenehmigungen fiir Standardbauten der Bun-
deswehr anzustofSen.

Begriindung:

Mit dem Gesetzentwurfwill die Bundesregierung Bauvorhaben der deutschen Streitkrdfte deutlich beschleunigen.
Die Linder bleiben dabei der wichtigste Partner und tragen weiterhin die Hauptlast. Der Bitte des Bundesrates,
klarzustellen, welche Bauaufgaben der Bund kiinftig selbst tibernimmt, ist die Bundesregierung nicht gefolgt.
Zudem fehlt eine Analyse, weshalb bei der Realisierung von Bauvorhaben der Bundeswehr oft viele Jahre verge-
hen. Der Engpass liegt in der Kapazitit der Bauverwaltungen der Linder. Nach dem Jahresbericht 2024 der
Wehrbeauftragten iibersteigen die geplanten Vorhaben Kaparzititen der Bauverwaltungen ,,im Schnitt um das
Dreifache . Mit der Zentralisierung der Bauverantwortung beim Bund gdibe es weniger Schnittstellen und schnel-
lere Entscheidungen; militirische Prioritdten wdiren direkter umsetzbar. Abstriche bei foderalen Strukturen durch
Ausklammerung der Landesbaubehérden sind hinnehmbar. Es gibt ohnehin bereits den Ansatz, die Landesbau-
verwaltungen von Kleinstauftrigen zu entlasten, indem die Bundeswehr und die Bundesanstalt fiir Immobilien-
aufgaben (BImA) solche Arbeiten immer hdiufiger selbst erledigen sollen. Eine umfangreiche Entlastung der Lan-
desbehorden wdre also konsequent und erméglicht diesen, sich auf Projekte des Landes zu konzentrieren. Mit
einer zentralisierten Bauverantwortung konnten Planungen gebiindelt, Grofiprojekte zentral vergeben sowie
langfristige Rahmenvertrdge mit Baukonzernen geschlossen werden.

2. Ausschussberatung

Im Verlauf der Ausschussberatung fiihrte die Fraktion der CDU/CSU aus, dass die ziigige Erarbeitung dieses
Gesetzentwurfes positiv hervorzuheben sei. Die mit diesem Gesetzentwurf einhergehenden Regelungen seien not-
wendig, da das Bauen von neuen Liegenschaften oder das Inwertsetzen von bestehenden Liegenschaften hinsicht-
lich des Tempos derzeit nicht ausreichend wire. So werde zukiinftig die Bundeswehr etwa im Bereich Naturschutz
und Umweltrecht privilegiert, um Verfahren zu beschleunigen.

Die Fraktion der AfD erklérte, es handle sich zwar um einen guten Gesetzentwurf, der Vieles anstofe. Allerdings
kritisierte sie, dass es an einigen erforderlichen Regelungen fehle, was auch die 6ffentliche Anhdrung gezeigt
habe. So gebe es weitere zu meisternde Herausforderungen wie die Beschleunigung von Verfahren, die von der
Verwaltung vor Ort und nicht nur von einem Gesetz abhénge.

Die SPD-Fraktion hob hervor, der Gesetzentwurf bringe viele Dinge gut voran, um den Erfordernissen der Stér-
kung der Landes- und Biindnisverteidigung Rechnung zu tragen. Aber natiirlich seien damit allein keine Wunder
zu erwarten. Sie schloss sich dariiber hinaus den Ausfithrungen der CDU/CSU-Fraktion an.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erklirte, sie erkenne auch die Notwendigkeit fiir die Beschleunigung
der zu erfiillenden Bedarfe der Bundeswehr. Allerdings sehe sie die sehr schnelle Erarbeitung des Gesetzentwurfs
eher kritisch. Insbesondere sei die Absenkung von Umweltstandards, etwa im Naturschutz, nicht zweckdienlich
und flihre nicht zur Losung der realen Probleme vor Ort. Hier wiirden verschiedene Rechtsgiiter gegeneinander
ausgespielt, was nicht sinnvoll sei.

Die Fraktion Die Linke dufB3erte, aus ihrer Sicht wiirden Verfahren nicht zwingend schneller, nur weil man sinn-
volle Umweltpriifungen einfach weglasse. Vielmehr fehle es an technischer Expertise sowie an Personal in den
entsprechenden kommunalen Verwaltungen. Hierauf finde der Gesetzentwurf keine ausreichenden Antworten.

3. Abstimmungsergebnis

Der Verteidigungsausschuss hat mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen
der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der AfD beschlossen,
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dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/8409 in gednderter Fassung an-
zunehmen.

B. Besonderer Teil

Soweit der Verteidigungsausschuss die unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfs empfiehlt, wird auf die Be-
griindung auf Drucksache 21/8409 verwiesen. Zu den vom Ausschuss empfohlenen Anderungen gegeniiber der
urspriinglichen Fassung ist dariiber hinaus Folgendes zu bemerken:

Zu Nummer 1 (Anderung von Artikel 3 — Gesetz iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung)
Zu Nummer 1

Der bisherige Anderungsbefehl im Gesetzentwurf wird zur Nummer 1 in Anpassung an die Einfligung der fol-
genden Nummern 2 bis 5. Insoweit wird auf die Begriindung des Gesetzentwurfes verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung § 2 UVPG)

§ 2 Absatz 6 bestimmt die Zulassungsentscheidungen im Sinne des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung und bezeichnet damit die Verfahren, deren unselbstidndiger Bestandteil die Umweltvertriglichkeitspriifung
nach § 4 UVPG sein kann. Mit einer Anderung von § 2 Absatz 6 Nummer 3 UVPG wird eine Anpassung dieser
Bestimmung im Hinblick auf Bauleitplanverfahren vorgenommen. Demnach dient das Bauleitplanverfahren nur
noch dann als Triagerverfahren fiir eine Umweltvertraglichkeitspriifung, wenn es entweder Planfeststellungsbe-
schliisse fiir Vorhaben nach Anlage 1 UVPG ersetzt oder die Zuldssigkeit von Vorhaben nach Anlage 1 Nummer
18.1 bis 18.9 begriinden soll. Bei anderen Vorhaben, fiir die nach dem Gesetz iiber die Umweltvertrdglichkeits-
priifung eine UVP-Pflicht besteht, wird die Umweltvertraglichkeitspriifung nicht im Bauleitplanverfahren, son-
dern im anschlieBenden Zulassungsverfahren durchgefiihrt. Fiir Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 18.1 bis 18.9
bestehen hingegen keine bundesrechtlichen Zulassungsverfahren. Um die UVP-Richtlinie dennoch vollstindig
umzusetzen und um die landesrechtlichen Zulassungsverfahren zu entlasten, soll die Verpflichtung zur Durchfiih-
rung einer Umweltvertrdglichkeitspriifung im Bebauungsplanverfahren grundsitzlich beibehalten werden. Ande-
res gilt nur, wenn eine Durchfithrung der Umweltvertréglichkeitspriifung fiir die betreffenden Vorhaben in einem
nachfolgenden landesrechtlichen Zulassungsverfahren sichergestellt ist und die Lander von der Landerdffnungs-
klausel in § 50 Absatz 3 UVPG Gebrauch gemacht haben.

Zu Nummer 3 (Anderung § 50 UVPG)

§ 50 Absatz 1 tritt an die Stelle des bisherigen Absatzes 2, wihrend der bisherige Absatz 1 zu Absatz 2 wird.
Damit soll verdeutlicht werden, dass fiir Bauleitpléne in erster Linie die Strategische Umweltpriifung mafigeblich
ist, wahrend die Umweltvertraglichkeitspriifung demgegeniiber nur in begrenztem Umfang relevant ist.

Ein neuer Absatz 3 eréffnet den Landern die Moglichkeit, die Umweltvertraglichkeitspriifung fiir Vorhaben nach
den Nummern 18.1 bis 18.9 der Anlage 1 UVPG ausschlieBlich auf der Ebene eines landesrechtlich geregelten
Zulassungsverfahrens durchzufiihren. In diesem Fall entfillt die UVP-Pflicht auf der Ebene des Bebauungsplans.

Absatz 4 ist angelehnt an den bisherigen Absatz 3. Die Umweltvertraglichkeitspriifung soll zukiinftig nur noch
entweder im Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans oder im nachfolgenden Zulassungsverfahren durchge-
fithrt werden.

Zu Absatz 1
Der neue Absatz 1 ist bis auf eine redaktionelle Anpassung identisch mit dem bisherigen Absatz 2.
Zu Absatz 2

Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und regelt wie bisher, dass die Umweltvertriglichkeitspriifung, sofern sie
nach § 2 Absatz 6 Nummer 3 im Bebauungsplanverfahren durchgefiihrt werden muss, als Umweltpriifung nach
den Vorgaben des Baugesetzbuchs durchzufiihren ist. Die Vorschriften des Gesetzes iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung finden keine Anwendung.

Zu Absatz 3
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Der neue Absatz 3 soll es den Lindern ermoglichen, die Bebauungsplanverfahren auch in den Féllen des § 2
Absatz 6 Nummer 3 Buchstabe b BauGB um die Durchfithrung der Umweltvertrdglichkeitspriifung zu entlasten,
indem die Priifung auf ein landesrechtlich geregeltes, nachfolgendes Zulassungsverfahren verlagert wird. Die
Lander konnen von dieser Option Gebrauch machen, wenn im Landesrecht sichergestellt ist, dass fiir die erfassten
Vorhaben nach den Nummern 18.1 bis 18.9 der Anlage 1 UVPG die Durchfiihrung der Umweltvertréglichkeits-
priffung im landesrechtlichen Zulassungsverfahren sichergestellt ist. Soweit die Lander von dieser Moglichkeit
Gebrauch machen, entfillt die Verpflichtung der Durchfiihrung der Umweltvertriglichkeitspriifung im Planver-
fahren.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass das Prinzip der Abschichtung (vgl. z. B. § 39 Absatz 3 Satz 3 UVPG) auch im Verhéltnis
von Bauleitplan und anschlieBender Umweltvertraglichkeitspriifung im Zulassungsverfahren gilt.

Zu Nummer 4 (Streichung § 74 Absatz 4)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung des § 244 BauGB, die mit dem Gesetz zur Modernisierung
des Stiadtebau- und Raumordnungsrechts (BT-Drs. 21/6588) erfolgt.

Zu Nummer 5 (Anderung Anlage 1 UVPG)
Zu Buchstabe a

Der untere Priifwert fiir die Umweltvertraglichkeitspriifung bei Industriezonen soll mafBivoll angehoben werden.
Das Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung enthélt nur Priifwerte fiir Vorhaben, denen ein bundesrecht-
lich geregeltes Verfahren zugrunde liegt. Bei den Vorhaben nach den Nummern 18.5 und 18.7 handelt es sich
jeweils um einen Sammelbegriff fliir mehrere Einzelvorhaben, die iiblicherweise nur im Bebauungsplanverfahren
einheitlich betrachtet werden. Aus diesem Grund wird die Umweltvertraglichkeitspriifung in diesem Fall auf der
Planebene mit durchgefiihrt.

Fiir die Planungen gelten aber ohnehin die Anforderungen der SUP-Richtlinie. Fiir Uberplanungen im bisherigen
AuBenbereich ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts stets eine Strategische Umweltprii-
fung durchzufiihren (BVerwG, Urt. v. 18.7.2023 — 4 CN 3/22 —, BVerwGE 179, 348-355, Rn. 14 f.). Daher wird
bei diesen Vorhaben durch den unteren Schwellenwert keine Entscheidung getroffen, ob eine Umweltpriifung
iiberhaupt durchzufiihren ist oder nicht. Vielmehr wird damit nur entschieden, ob die Umweltpriifung als Strate-
gische Umweltpriifung oder zuséitzlich als Umweltvertrdglichkeitspriifung durchzufiihren ist. Vor diesem Hinter-
grund sind infolge der maBvollen Erhéhung der Schwellenwerte keine erheblichen Umweltauswirkungen zu er-
warten, weswegen die Erhohung als sachgerecht anzusehen ist. Fiir Bebauungspline der Innenentwicklung richtet
sich die Entscheidung iiber die SUP-Pflicht des Plans gemil § 50 Absatz 1 UVPG allein nach BauGB.

Zu Buchstabe b

Der Begriff der Stiddtebauprojekte soll legaldefiniert werden, um die Handhabbarkeit des Begriffs zu verbessern.
Ein Stadtebauprojekt ist danach nur gegeben bei einem Bauvorhaben, das Wohn-, Gewerbe- oder Geschéftsbauten
oder Bauten fiir Sozial-, Bildungs- oder Freizeiteinrichtungen einschlieBlich der dafiir vorgesehenen Infrastruktur
beinhaltet. Es kdnnen also neben Wohnsiedlungen auch Krankenhéuser, Universititen, Sportstadien, Kinos, The-
ater, Konzerthallen und andere Kulturzentren sowie die dafiir vorgesehene Infrastruktur in diese Kategorie fallen.
Es handelt sich meist, aber nicht zwangsldufig, um multifunktionale Vorhaben. Umfasst sind daher Projekte, die
dhnliche Eigenschaften haben und in Gestalt und Wesen vergleichbar sind mit, in der Regel aber weitreichendere
Umweltauswirkungen haben konnen als ein Einkaufszentrum oder ein Parkplatz, die beide ebenfalls in Anhang
II Nummer 10 Buchstabe b der UVP-Richtlinie aufgefiihrt werden. Damit folgt der deutsche Gesetzgeber der
Auffassung der Kommission (KOM(2003) 334 endgiiltig, S. 53), die in den Empfehlungen der Kommission zur
,»Auslegung der Definitionen der in den Anhéngen I und II der UVP-Richtlinie aufgefiihrten Projektkategorien*
(https://circabc.europa.eu/ui/group/3b48eff1-b955-4231-9086-0d85ad1¢c5879/library/b01ce517-bc28-413b-8417-
9762bd582539/details, S. 57) bestdtigt wurde. Wie fiir Industriezonen (siche Begriindung zu Buchstabe a) sollen
die Schwellenwerte auch fiir Stidtebauprojekte mafivoll erhoht werden

Zu Nummer 2 (Anderung von Artikel 8 — Landbeschaffungsgesetz)

Zu Nummer 1
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Zu Doppelbuchstabe aa

Um den Interessen der Energiepolitik Rechnung zu tragen, wird die Aufzédhlung um ,,energiepolitische Zielset-
zung* ergénzt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderungen der bestehenden Regelung fiihren zu einer deutlichen Verkiirzung der hiiufig langen Verfahren.
Momentan werden Anhérungsverfahren ohne verbindliche gesetzliche Fristen durchgefiihrt. Teilweise werden
Anhorungsverfahren dadurch erst mit zeitlicher Verzogerung nach konkreter Bitte um Einleitung desselbigen er-
offnet bzw. die Verfahrensdauer ist ohne erkenn-bare Angabe von Griinden sehr lang und kann sich bis zu meh-
reren Jahren hinziehen. Um der geénderten Bedrohungslage Rechnung zu tragen und Verfahren zur Landbeschaf-
fung ohne erkennbare Griinde in die Lénge zu ziehen, soll daher eine entsprechende Fristsetzung eingefiihrt wer-
den. Eine Frist von drei Monaten wird in Anlehnung an § 75 VwGO dabei als auskdmmlich erachtet. Fiir kom-
plexere Sachverhalte wird die Mdglichkeit erdffnet, bei entsprechender Begriindung die Frist auf weitere drei
Monate zu verlédngern.

Der Fristbeginn fiir das Anhorungsverfahren wird an die Vollstindigkeit der fiir die Beurteilung des Vorhabens
erforderlichen Unterlagen gekniipft. Um zu verhindern, dass das Landbeschaffungsverfahren durch den Einwand
vermeintlich unvollstdndiger Unterlagen verzogert oder angreifbar wird, muss die Landesregierung fehlende Un-
terlagen binnen eines Monats nach Zugang der Aufforderung geltend machen. Tut sie dies nicht, ist der Einwand
préakludiert.

Es wurde die Dauer der Landbeschaffungsverfahren zwischen 2019 und 2025 erhoben. Die Auswertung ergab,
dass rund 60 Prozent der Verfahren in drei Monaten abgeschlossen sind. Weitere 10 Prozent der Verfahren waren
danach nach sechs Monaten abgeschlossen. Rund 15 Prozent der Verfahren iiberschritten diesen Zeitraum aller-
dings mit 14 bis 19 Monaten Dauer erheblich. Um solchen Verzégerungen entgegen zu wirken, soll die Fristen-
regelung eingefiihrt werden.

Um eine signifikante Beschleunigung der Verfahren zu erreichen, soll diese mit einer Fiktion verkniipft werden,
dass nach Fristablauf davon ausgegangen wird, dass keine Einwinde vorliegen. Aufgrund der aktuellen Bedro-
hungslage ist eine zeitnahe Bereitstellung von Infrastruktur unerldsslich. Ein jahrelanges Abwarten bzw. die Er-
hebung einer entsprechenden Untétigkeitsklage wegen nicht abgeschlossenem Anhoérungsverfahren ist vor diesem
Hintergrund und der beabsichtigten Beschleunigungswirkung nicht hinnehmbar und auch nicht gleich geeignet,
um die erforderliche Verfahrensbeschleunigung zu erreichen. Die Bezeichnung, die im Nachgang zum Anho-
rungsverfahren im Einvernehmen mit den beteiligten Bundesministerien erlassen wird, kann durch die betroffene
Landesregierung bzw. die betroffenen Gemeinden entsprechend gerichtlich {iberpriift werden. Von daher wird
auch mit der Genehmigungsfiktion die gerichtliche Uberpriifbarkeit gewahrt, falls von Seiten der betroffenen
Landesregierung bzw. der betroffenen Gemeinden Bedenken gegen die Bezeichnung bestehen. Einwéande werden
damit nicht ausgeschlossen, aber es ist nicht der Bund der seine Rechte durchsetzen muss, sondern der aktive Part
liegt bei den Gemeinden, die die Bezeichnung und das entsprechende Verfahren iiberpriifen lassen wollen. Dies
bedeutet, bei Bedarf miissen die Gemeinden tétig werden und entsprechend agieren.

Ohne die Fiktion wiirde bei iiberlanger Verfahrensdauer eine Unterbringung des Personalaufwuchses und die
Errichtung entsprechender Ausbildungsstitten nicht moglich sein, da fiir die entsprechenden (militérischen) Bau-
maBnahmen die Ausweisung als Sondergebiet unabdingbar ist. Ohne ein Entzug der Planungshoheit sind die ent-
sprechenden MaBBnahmen nicht realisierbar. Eine entsprechende Verzogerung durch das Abwarten eines langwie-
rigen Gerichtsverfahrens ist vor dem Hintergrund der gednderten Bedrohungslage nicht hinnehmbar.

Die Moglichkeit der Landesregierungen bei nicht raumbedeutsamen Verfahren oder bei freihdndigen Erwerbs-
mafBnahmen auf die Durchfilhrung einer Anhérung zu verzichten, iibernimmt eine ohnehin schon bestehende
Rechtspraxis zur Klarstellung ins Gesetz. Einige Landesregierungen haben bereits in solchen Fillen auf die
Durchfiihrung eines Anhdrungsverfahren verzichtet. Andere Landesregierungen hitten gerne verzichtet, sahen
sich jedoch aufgrund der Formulierung ,,ist anzuhdren® nicht in der Position, auf eine Anhérung zu verzichten.
Dadurch dass die Entscheidung auf Verzicht einer Anhérung nur durch die Landesregierung getroffen werden
kann, bleibt diese weiterhin Herrin des Verfahrens.

Unter Raumbedeutsamkeit werden in Anlehnung an § 3 Absatz 1 Nummer ROG verschiedene Fallgruppen ver-
standen: entweder muss durch die in Rede stehenden Planungen oder Maflnahmen Raum in Anspruch genommen
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oder aber die rdumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst werden. Es bleibt den Landesre-
gierungen unbenommen, die zustdndigen Raumordnungsbehdrden bei der Feststellung der fehlenden Raumbe-
deutsamkeit einzubeziehen.

Zu Buchstabe b
Zur Vereinheitlichung der Begrifflichkeit wird durchgingig die Institutsbezeichnung verwendet.

Der neu eingefligte Satz 3 dient der Klarstellung, dass durch die Bezeichnung die Planungshoheit fiir diese kon-
krete Fliache den lokalen Gebietskdrperschaften entzogen wird. Bestehende Pliane werden hierdurch nicht unwirk-
sam, sie sind jedoch auf die durch die Bezeichnung betroffenen Grundstiicke nicht mehr anwendbar.

Der Entzug der Planungshoheit der Gemeinden und Gemeindeverbdande wird auf die Dauer der militdrischen
Zweckbestimmung begrenzt. Mit der Aufgabe der militirischen Nutzung entfallen die Beschrinkungen, die Auf-
gabe ist der betroffenen Gemeinde, der Landesregierung und der zustidndigen Landesplanungsbehdrde unverziig-
lich mitzuteilen. Die Formulierung verwendet die Begriffe des Baugesetzbuches. An der Regelung, dass die Fest-
legungen eines Bauleitplans fiir falschlicherweise {iberplante militirische Grundstiicke nicht gelten, wird festge-
halten.

Es handelt sich dabei um die rechtliche Verankerung der Rechtsfolge der Bezeichnung (siehe Urteil des BVerwG
vom 14. Dezember 2000 — 4C 13/99). Hiernach greift die Bezeichnung, aus der sich der geplante militérische
Verwendungszweck ergibt, in die gemeindliche bzw. kommunale Planungshoheit nach Artikel 28 Absatz 2 GG
ein, die gemeindliche Planungshoheit darf dabei aber nicht stiarker eingeschriankt werden als es der militdrische
Zweck erfordert, so dass die kommunalen Pline im Ubrigen ihre Wirksamkeit behalten.

Zu Buchstabe ¢

Der neu eingefiigte Absatz 4 soll der Klarstellung dienen. Nach dem Gesetzeswortlaut des § 1 Absatz 1 LBG kann
der Bund Grundstiicke flir Zwecke der Verteidigung beschaffen. Nach dem Wortlaut kime das Landbeschaffungs-
verfahren bei Grundstiicken, die bereits im Eigentum des Bundes stehen, nicht zur Anwendung, da in diesem Fall
eine Beschaffung entfillt. In der Kommentarliteratur wird jedoch davon ausgegangen, dass auch bei bereits im
Bundeseigentum befindlichen Grundstiicken ein Landbeschaffungsverfahren durchzufiihren sei, um das Grund-
stiick der Planungshoheit der lokalen Gebietskdrperschaften zu entziehen. Dies widerspricht aber dem eindeutigen
Wortlaut des § 1 Absatz 1 LBG, daher wird die entsprechende Klarstellung ins Gesetz aufgenommen, das bei
bereits im Eigentum des Bundes stehenden Grundstiicken, die bereits in der Vergangenheit militdrisch genutzt
wurden, eine schlichte Bezeichnung ausreicht um die Rechtsfolge des § 1 Absatz 3 herbeizufiihren. Solange die
Grundstiicke noch keiner zivilen Nutzung zugefiihrt wurden, ist die Planungshoheit der lokalen Gebietskorper-
schaften fiir diese Grundstiicke noch nicht wieder aufgelebt. Um die erneute militirische Nutzung aber entspre-
chend transparent bekanntzugeben und Rechtssicherheit/-klarheit zu schaffen, wird dennoch eine erneute Be-
zeichnung erlassen. Die Bezeichnung soll zum gleichen Zeitpunkt erfolgen, zu dem die Anhorung erfolgt wire.
Eine Kommunikation der militdrischen Widmung erfolgt demnach genauso frithzeitig — auch ohne Anhorung.
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Aufgrund der fehlenden Planungshoheit der lokalen Gebietskorperschaften auf diesen Grundstiicken wird jedoch
auf die Durchfiihrung eines Anhdrungsverfahrens verzichtet. Um der Bedeutung der Planungshoheit der lokalen
Gebietskorperschaften Rechnung zu tragen, greift die Regelung nur bei spitestens vor zehn Jahren aufgegebener
militdrischer Nutzung. Ist die militirische Nutzung vor iiber zehn Jahren aufgegeben worden, greift auch bei die-
sen Beschaffungen das vollstindige Landbeschaffungsverfahren nach MalB3gabe dieses Gesetzes. Eine Vielzahl
von militirisch genutzten Liegenschaften wurden vor rund zehn Jahren aufgrund der damaligen Sicherheitslage
als entbehrlich eingestuft und an die Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben zuriickgegeben. Vor dem Hintergrund
der gednderten Sicherheitslage besteht jetzt aber erneuter Bedarf fiir den notwendigen Aufwuchs der Bundeswehr.
Damit der Personalaufwuchs entsprechend untergebracht werden kann, ist ein ziigiger Abschluss der hierfiir er-
forderlichen Verfahren geboten.

Der Verzicht auf die Anhérung nach Absatz 2 wird auf Fille beschrénkt, in denen fiir das Grundstiick kein Ver-
fahren zur Aufstellung, Anderung oder Ergéinzung eines Bauleitplans eingeleitet oder abgeschlossen worden ist.
Eine weitere Ausdehnung auf Fille, in denen eine Forderung erfolgt oder angedacht ist, wird nicht aufgenommen,
da die Ermittlung solcher Fille fiir die Behdrden der Bundeswehr mit unverhaltnisméBigem Aufwand verbunden
wire. Liegen die Voraussetzungen fiir den Anhdrungsverzicht nicht vor, ist die Anhdrung innerhalb eines Monats
abzuschlieBen; die Fristverkiirzung wahrt die Beschleunigungswirkung gegeniiber dem geltenden Recht.

Grundstiicke, die nicht mehr militdrisch genutzt werden und von der Bundeswehr an die BImA zuriickgegeben
wurden, sind automatisch nicht mehr militdrisch gewidmet. Die Planungshoheit liegt demnach wieder bei der
lokalen Gebietskdrperschaft. § 1 Absatz 4 Satz 2 LBG greift nur, wenn die Liegenschaft seit der Riickgabe keiner
zivilen Nutzung zugefiihrt wurde. Auch die Fille, in denen bereits eine Nutzung durch Dritte auf den betroffenen
Flachen zugelassen wurde, fallen nicht darunter, da in diesem Fall bereits eine zivile Nutzung erfolgt. Hier kommt
das bisherige Verfahren zur Anwendung.

Zu den Nummern 2 und 3

Zur Vereinheitlichung der Begrifflichkeit wird durchgingig die Institutsbezeichnung verwendet.
Zu Nummer 4

Aktualisierung der Institutsbezeichnung.

Zu Nummer 5

Zur Vereinheitlichung der Begrifflichkeit wird durchgéngig die Institutsbezeichnung verwendet.

Berlin, den 11. November 2026

Dr. Marlon Brohr Kurt Kleinschmidt Bettina Lugk
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin
Agnieska Brugger Desiree Becker

Berichterstatterin Berichterstatterin



	1. Artikel 3 wird durch den folgenden Artikel 3 ersetzt:
	(4) „ Befindet sich das Grundstück, das für Zwecke der Verteidigung beschafft werden soll, bereits im Eigentum des Bundes, so erfolgt die Widmung für Zwecke der Verteidigung durch die Bezeichnung nach Absatz 3. Das Anhörungsverfahren nach Absatz 2 entfällt, wenn es sich um ein ehemals militärisch genutztes Grundstück handelt, das bislang keiner zivilen Nutzung zugeführt wurde, für das kein Verfahren zur Aufstellung, Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans eingeleitet oder abgeschlossen worden ist und bei dem die militärische Nutzung vor nicht länger als zehn Jahren formal aufgegeben worden ist. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 2 nicht vor, ist die Anhörung innerhalb eines Monats abzuschließen; im Übrigen gilt Absatz 2 entsprechend.“




